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1. HABEN AUSZUBILDENDE UND BAFOG-EMP-
FANGER/-INNEN EINEN WOHNGELDAN-
SPRUCH?

Stand: 1. Januar 2020

Alleinstehende Auszubildende, die dem Grunde nach Anspruch auf Berufsausbildungsbei-
hilfe (BAB) nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IIl) haben oder im Falle eines
Antrages hatten, sind vom Wohngeld ausgeschlossen. Das gleiche gilt flr die Berufsausbil-
dungsbeihilfe nach § 116 Absatz 3 oder Absatz 4 SGB Il und das Ausbildungsgeld nach
§ 122 SGB Il jeweils fur behinderte Menschen sowie Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes wahrend des ausbildungsbegleitenden Praktikums oder der betrieblichen Be-
rufsausbildung bei Teilnahme am Sonderprogramm ,Férderung der beruflichen Mobilitat von
ausbildungsinteressierten Jugendlichen aus Europa“ (MobiPro-EU).

Ein Wohngeldanspruch besteht allerdings dann, wenn diese Leistungen als Darlehen ge-
wahrt werden. Da die/der Darlehensempfanger/in ein solches Darlehen vollstandig zuriick-
zahlen muss, werden ihre/seine Unterbringungskosten nicht dauerhaft von der Ausbildungs-
forderung abgedeckt. In diesem Fall hat die/der Auszubildende dem Grunde nach einen
Wohngeldanspruch.

Kein Wohngeld erhalten Auszubildende, wenn ihr Einkommen oder das ihrer
Eltern zu hoch ist und sie deshalb auch keine Berufsausbildungsbeihilfe erhal-
ten. In diesen Fdllen besteht zwar dem Grunde nach ein Anspruch auf Berufs-
ausbildungsbeihilfe, diese wird jedoch wegen des zu hohen Einkommens
nicht gewdhrt (§ 20 Abs. 2 Wohngeldgesetz).

Es besteht ebenfalls kein Wohngeldanspruch, wenn alle Haushaltsmitglieder
BAB-berechtigt sind, ohne Riucksicht darauf, ob sie wohngeldrechtlich zu be-
rucksichtigen wdren oder vom Wohngeld ausgeschlossen sind. Wenn jedoch
auch nur einer zum Haushalt rechnenden Person, etwa einem Kleinkind, sol-
che Leistungen nicht zustehen oderim Falle eines Antrags nicht zustehen wir-
den, ist ein Wohngeldanspruch gegeben.

Die folgenden Ausfiihrungen gelten nur fiir alleinstehende Azubis, die keinen An-
spruch auf BAB haben (z. B. weil es sich um eine Zweitausbildung handelt oder der
Ausbildungsberuf bei der Arbeitsagentur als nicht forderfahig eingestuft wird). Alle
anderen sollten beider Arbeitsagentur Berufsausbildungsbeihilfe beantragen. Darin
ist ein Mietzuschuss enthalten.



Ministerium fir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Auszubildende ohne AnspruchaufBerufsausbildungsbeihilfe dem Grunde nach, die am Aus-
bildungsort eine Wohnung gemietet haben und die Kosten flr diese Wohnung selbst auf-
bringen mussen, konnen Wohngeld erhalten. Den Wohngeldantrag mussen sie in der zu-
standigen Wohngeldstelle der Gemeinde stellen, in welcher sich die Wohnung befindet.

Zubeachtenist, dass es nurfureine Wohnung Wohngeld gibt. Entscheidend ist, wo der oder
die Auszubildende seinen bzw. ihren Lebensmittelpunkt hat. Indiz fiir den Lebensmittelpunkt
ist der gemeldete Hauptwohnsitz.

Hat die bzw. der Auszubildende ihren/seinen Lebensmittelpunkt weiterhin in der Wohnung
der Eltern, kann sie/er nur als Haushaltsmitglied im Rahmen eines Wohngeldantrages der
Eltern berucksichtigt werden. Ein Wohngeldantrag fur die eigene Wohnung ist dann nicht
moglich. Unterhaltszahlungen an die/den Auszubildenden kdnnen die Eltern von ihrem Ein-
kommen absetzen, diese werden nicht als Einnahmen des/der Auszubildenden angerech-
net, da sie/er ja noch zum Haushalt gehort.

Fuhrt die/der Auszubildende einen eigenen Haushalt und hat auch dort seinen Lebensmit-
telpunkt, kann sie/er fur die eigene Wohnung einen Wohngeldantrag stellen. Eventuelle Un-
terhaltszahlungen der Eltern (nicht zum Haushalt zahlende Personen) werden ihr/ihm dabei
als Einkommen angerechnet. Sollten die Eltern fur ihre Wohnung ebenfalls Wohngeld erhal-
ten, dann wirde sich bei ihnen die Anzahl der Haushaltsmitglieder verringem, Unterhalts-
zahlungen an die/den Auszubildenden kdnnten sie jedoch ebenfalls von ihrem Einkommen
absetzen.

2. HABEN STUDIERENDE EINEN WOHNGELDAN-
SPRUCH?

Stand: 1. Januar 2020

Nach dem Wohngeldgesetz sind alleinstehende Studierende (oder wenn zu ihm/ihr aus-
schliellich studierende Haushaltsmitglieder zahlen), die dem Grunde nach Anspruch auf
BAf6G haben oder im Falle eines Antrages hatten, vom Wohngeld ausgeschlossen.

Werden diese Leistungen jedoch ausschlielich als Darlehen gewahrt, bestehtdennoch ein
Wohngeldanspruch. Dies ist z. B. bei der Abschlussférderung nach § 15 Absatz 3a BAf6G
der Fall. Da die/der Darlehensempfanger/in ein solches Darlehen vollstandig zurtckzahlen
muss, werden ihre/seine Unterbringungskosten nicht dauerhaft von der Ausbildungsforde-
rung abgedeckt. In diesem Fall haben Studierende dem Grunde nach einen Wohngeldan-
spruch.

Auch dann, wenn Studierende aufgrund zu hohen eigenen Einkommens (oder Einkommens
der Eltern) kein BAf6G erhalten, bekommen sie kein Wohngeld. In diesen Fallen besteht
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zwar dem Grunde nach ein Anspruch auf BAf6G, dieses wird jedoch wegen des zu hohen
Einkommens nicht gewahrt (§ 20 Absatz 2 Wohngeldgesetz).

Es besteht ebenfalls kein Wohngeldanspruch, wenn alle Haushaltsmitglieder BAf6 G-berech-
tigt sind, ohne Ruicksicht darauf, ob sie wohngeldrechtlich zu bertcksichtigen waren oder
vom Wohngeld ausgeschlossen sind. Wenn jedoch auch nur einer zum Haushalt rechnen-
den Person, etwa einem Kleinkind, BAf6G-Leistungen nicht zustehen oder im Falle eines
Antrags nicht zustehen wirden, ist ein Wohngeldanspruch gegeben.

Die folgenden Ausfiihrungen gelten nur fiir alleinstehende Studierende, die keinen
Anspruch auf BAf6G haben (z. B. weil es sich um ein Zweitstudium handelt oder die
Forderungshochstdauer nach BAfoG liberschritten ist).

Studierende ohne Anspruch auf BAf6G-Leistungen dem Grunde nach, die am Studienort
eine Wohnung gemietet habenund die Kosten flir diese Wohnung selbstaufbringenmussen,
kdnnen Wohngeld erhalten. Den Wohngeldantrag missen sie in der zustandigen Wohngeld-
stelle der Gemeinde stellen, in welcher sich die Wohnung befindet.

Zu beachten ist, dass es nur fur eine Wohnung Wohngeld gibt. Entscheidend ist, wo die/der
Studierende den Lebensmittelpunkt hat. Indiz fir den Lebensmittelpunkt ist der gemeldete
Hauptwohnsitz.

Hat die/der Studierende den Lebensmittelpunkt weiterhin in der Wohnung der Eltern, kann
sie/er nur als Haushaltsmitglied im Rahmen eines Wohngeldantrages der Eltern bericksich-
tigt werden. Ein Wohngeldantrag fur die eigene Wohnung ist dann nicht méglich. Unterhalts-
zahlungen an studierende Kinder kdnnen die Eltern von ihrem Einkommen absetzen, diese
werden bei den Studierenden nicht als Einnahmen verbucht, da sie ja noch zum Haushalt
gehoren.

Fuhrtdie/der Studierende einen eigenen Haushalt und hatauch dortden Lebensmittelpunkt,
kann sie/er fur die eigene Wohnung einen Wohngeldantrag stellen. Eventuelle Unterhalts-
zahlungen der Eltern (nicht zum Haushalt zahlende Personen) werden ihr/ihm dabei als Ein-
kommen angerechnet. Sollten die Eltern flr ihre Wohnung ebenfalls Wohngeld erhalten,
dann wirde sich bei ihnen die Anzahl der Haushaltsmitglieder verringem, Unterhaltszahlun-
gen an studierende Kinder kénnten sie jedoch ebenfalls von ihrem Einkommen absetzen.
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3. HABEN FREIWILLIG WEHRDIENSTLEISTENDE EI-
NEN WOHNGELDANSPRUCH? WAS IST MIT
PERSONEN, DIE EINEN FREIWILLIGENDIENST
LEISTEN'

Stand: 1. Januar 2020

Freiwillig Wehrdienstleistende haben seit dem 01.01.2020 einen Wohngeldanspruch
wenn ihr Gesamteinkommen die jeweilige Einkommensgrenze im Wohngeld nicht Uber-
schreitet. Personen, die einen Freiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz
leisten, sind ebenfalls wohngeldberechtigt.

4. KONNEN EMPFANGER/-INNEN VON SOZIAL-
HILFE ODER BURGERGELD AUCH WOHNGELD
ERHALTEN?

Stand: 1. Januar 2023

Empfanger/-innen bestimmter Transferleistungen haben keinen Anspruch auf Wohn-
geld, weil sie ihre Kosten der Unterkunft zusammen mit der jeweiligen Transferleis-
tung erhalten.

Hierzu gehoren die Empfangerinnen und Empfanger von:

» Burgergeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

« Leistungen flr Auszubildende nach § 27 Absatz 3 nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch, die als Zuschuss erbracht werden

« Verletztengeld nach dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch in Hohe des Birgergel-
des nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

» Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung nach dem Zwdlften Buch Sozialgesetzbuch

« Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch
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Leistungen in besonderen Fallen und Grundleistungen nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch,
wenn alle zum Haushalt gehérenden Personen zu den Empfangern/-innen dieser

Leistung gehoren.

Das giltauch fiirdie Haushaltsmitglieder, die bei derBerechnung des Bedarfs fiireine
der oben genannten Leistungen mitberiicksichtigt worden sind.

Vom Wohngeldbezug ausge-
schlossen ist man bereits dann,
wenn ein Antrag auf eine der
oben genannten Transferleis-
tungen gestellt wurde.

Entscheidend ist die Antragstel-
lung und nicht, ob Uber den
Antrag schon entschieden
wurde (Zustimmung oder Ab-
lehnung).

Sobald der Anfrag auf Transfer-
leistung abgelehnt worden ist,
kann Wohngeld beantragt
werden.

Wegen des mdglichen Widerspruchs sollte ent-
weder mit der Bearbeitung des Wohngeldan-
trags bis zum Ablauf der Widerspruchsfristab-
gewartet oder ein Rechtsbehelfsverzicht der
Antragstellerin/ des Antragstellers eingeholt
werden.

Sofern ein Antrag auf eine dieser Transferleis-
tungen abgelehntwird, besteht die Mdglichkeit,
bis zum Ablauf des Folgemonats nach der Ab-
lehnung rackwirkend Wohngeld unter Vorlage
des Ablehnungsbescheides zu beantragen.

5. WER IST ,,HAUSHALTSMITGLIED" ¢

Stand:

1. Januar 2020
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Zu den Haushaltsmitgliedern nach dem Wohngeldrecht zahlen:

Die Antragstellerin/ der Antragsteller (Wohngeldberechtigte/r) und folgende Personen, die
mit der/dem Wohngeldberechtigten Wohnraum gemeinsam bewohnen:

» die/der nicht dauernd getrenntlebende Ehepartner/in,

« die/der nicht dauernd getrenntlebende Lebenspartner/in,

o Groleltern, Eltern, Kinder, Enkel,

o Geschwister, Tante, Onkel, Nichte, Neffe,

« Schwiegereltern, Schwiegerkinder, Stiefeltern, Stiefkinder; Eltern, Kinderder Le-
benspartnerin oderdes Lebenspartners,

« Schwagerin, Schwager und deren Kinder, Nichte/Neffe der Ehepartnerin bzw. des
Ehepartners; Geschwister der Lebenspartnerin oderdes Lebenspartners,

» Pflegekinder ohne Rucksicht auf ihr Alter und Pflegeeltern.

Haushaltsmitglied konnen nicht nur Ehepartner/in oder Lebenspartner/in sein, son-
dern auch die/der Partner/in in sogenannter ,Verantwortungs- und Einstehensge-
meinschaft:

Eine solche Gemeinschaft liegt bei Personen vor, die mit der oder dem er-
werbsfahigen Hilfebedirftigen in einem gemeinsamen Haushalt so zusam-
menleben, dass nach verstandiger Wirdigung der wechselseitige Wille anzu-
nehmen ist, Verantwortung fireinander zu tragen und fiureinander einzu-
stehen. Diese Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft kénnen sowohl
gleichgeschlechtliche als auch verschiedengeschlechtliche Partner/-innen
eingehen.

Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung fiireinander zu tragen und fiireinander ein-
zustehen, wird vermutet, wenn Partner/-innen

» langer als ein Jahr zusammenleben,

* miteinem gemeinsamen Kind zusammenleben,
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» Kinder oder Angehérige im Haushalt versorgen oder

« befugt sind, tber Einkommen oder Vermdgen der/des Anderen zu verfligen.

Wenn von Personen, die eine solche Partnerschafteingehen, eine gemeinsame Wohnung
genutzt wird, kann die Wohngeldstelle ohne weitere intensive Priifung von einer Verantwor-
tungs- und Einstehensgemeinschaft ausgehen (§ 5 Absatz 2 Wohngeldgesetz).

Personen, die zusammenleben, deren Beziehung jedoch nicht tiber eine bloRe Wohn-
gemeinschaft hinausgeht, haben getrennte Wohngeldanspriiche:

» Dies sind in der Regel die Wohngemeinschaften von Studierenden.

« Aber eine solche Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft besteht zum Bei-
spiel auch bei staatlich geférderten, modemen Wohnformen im Alter oder beim the-
rapeutischem Zusammenwohnen in der Regel nicht, so das auch hier getrennte
Wohngeldanspriuche moglich sind.

Was passiert, wenn ein zu bericksichtigendes Haushaltsmitglied verstirbt?

Ist ein zu berlcksichtigendes Haushaltsmitglied verstorben, so wird fur die Dauer von 12
Monaten nach dem Sterbemonat die bisherige Haushaltsgrofie bei den Hochstbetragen fur
Miete und Belastung und beim Zuschlag zur Entlastung beiden Heizkostenweiter zu Grunde
gelegt (sog. Todesfallverglinstigung), wenn keine weiteren Personen hinzuziehen, die Woh-
nung beibehalten wird und auch kein héherer Wohnkostenanteil durch die Transferleistung
eines vom Wohngeldbezug ausgeschlossenen Haushaltsmitgliedes ilbernommen wird.

10



Ministerium fir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Beispiel:

In einem 3-Personen-Haushalt sind 2 Personen wohngeldberechtigt, eine nicht, flir
die wohngeldberechtigten Personen wird 2/3 der Miete zugrunde gelegt, wéhrend
die Transferleistung das restliche Drittel (ibernimmt.

Stirbt eine der beiden wohngeldberechtigten Personen, wiirde es zu einer liberhbh-
ten Férderung der Wohnkosten fiihren, wenn die Transferleistung nunmehr die
Haélfte der Wohnkosten fiir den Transferleistungsempfénger iibernimmt, wéhrend
wohngeldrechtlich weiterhin 2/3 der Miete zugrunde gelegtwiirden.

In diesem Fall gilt die sog. Todesfallvergiinstigung nicht, sondem es wird fortan
auch wohngeldrechtlich nur die Hélfte der Miete zugrunde gelegt.

6. KONNEN AUSLANDISCHE PERSONEN
WOHNGELD ERHALTEN?2

Stand: 21. April 2020

Grundsatzlich: Ja.

BeiAuslanderinnen und Auslandern aus sogenannten. Drittstaaten (nicht EU-Staatsangeho-
rige) muss hierfur ein gultiger Aufenthaltstitel vorhanden sein.

Es ist daher ein Pass bzw. ein Nachweis Uber den Aufenthaltsstatus und die Dauer des Auf-
enthalts sowie ggf. eine Kopie der Verpflichtungserklarung einer/eines Dritten zur Uber-
nahme von Aufenthaltskosten vorzulegen (§ 68 Aufenthaltsgesetz).

In der Regel nicht wohngeldberechtigt sind auslandische Personen, die im Besitz eines Auf-
enthaltstitels zur Ausbildungsplatzsuche nach § 17 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes, zur
Arbeitsplatzsuche nach § 20 des Aufenthaltsgesetzes, aufgrund einer Chancenkarte nach §

11
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20a des Aufenthaltsgesetzes, fur ein studienbezogenes Praktikum nach § 16e des Aufent-
haltsgesetzes oder zur Teilnahme am europaischen Freiwilligendienstnach § 19e des Auf-
enthaltsgesetzes sind.

/. WELCHE EINKUNFTSARTEN WERDEN BEI
DER WOHNGELDBERECHNUNG BERUCK-
SICHTIGT?

Stand: 1. Januar 2023

Wichtige Hinweise

Bei Bezug von Wohngeld erfullt der/die Ausldnder/-in nicht die allgemeinen
Erteilungsvoraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 1 Aufenthaltsgesetz,
da derLebensunterhalt dann nicht mehr ohne Inanspruchnahme offentli-
cher Mittel bestritten wird. Ob er/sie trotz fehlender Lebensunterhaltssiche-
rungim Sinne des Aufenthaltsgesetzes einen Aufenthaltstitel behalten
kann, wird im Rahmen einer Ermessensentscheidung durch die Ausldnder-
behdrde entschieden.

Auslé@nder/-innen aus Drittstaaten, die Wohngeld beantragen, sollten be-
achten, dass die Auslnderbehdrde unter BerUcksichtigung des Einzelfalles
aufgrund des Wohngeldbezugs den Aufenthaltstitel widerrufen kann.

Sprechen Sie daher vorher mit Ihrer Auslanderbehorde.

MaRgebend fir die Ermittlung des Gesamteinkommens ist die Summe der steuer-
pflichtigen positiven Einkiinfte gemaR § 2 Absatz1 und 2 des Einkommensteuerge-
setzes sowie bestimmte steuerfreie Einnahmen aller Haushaltsmitglieder.

12
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Unter EinkUnften bei den Einkunftsarten Gewerbebetlrieb, selbststandige Ar-
beit, Land- und Forstwirtschaft versteht man den Gewinn.

Unter EinkUnften aus nichtselbststandiger Arbeit, Vermietung und Verpach-
tung, Kapitalvermoégen sowie sonstigen Einkinften gemaB § 22 des Einkom-
mensteuvergeseizes versteht man den Uberschuss der Einnahmen iiber die
Werbungskosten.

Folgende Pauschalen fur die Werbungskosten sind bei nachfolgenden Einkunftsarten zu
berucksichtigen, sofern keine hoheren Aufwendungen nachgewiesen werden (jeweils pro
Person, bei der diese Einklinfte zu erwarten sind):

« 1.230,00 Euro jahrlich bei Einkinften aus nichtselbstandigerArbeit

« 102,00 Euro jahrlich bei Renten und Versorgungsbezigen.

Im § 14 Absatz 2 des Wohngeldgesetzes sind alle steuerfreien Einkommensarten aufge-
fuhrt, die bei der Ermittlung des Gesamteinkommens voll oder teilweise angerechnet wer-
den. Das bedeutet, alle steuerfreien Einnahmen, die hier nicht aufgefihrt sind, dirfen auch
nicht angerechnet werden (zum Beispiel Kindergeld, Erziehungsgeld).

Auszug aus dem Wohngeldgesetz

zum Jahreseinkommen gehoren:

1. dernach § 19 Abs. 2 und § 22 Nr. 4 Satz 4 Buchstabe b des Einkommensteuer-
gesetzes steuerfreie Betrag von Versorgungsbezigen;

2. die einkommensabhangigen, nach § 3 Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes steu-
erfreien Bezlge, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften aus 6ffentlichen Mitteln
versorgungshalber an Wehrdienstbeschadigte, im Freiwilligen Wehrdienst Be-
schadigte, Zivildienstbeschadigte und im Bundesfreiwilligendienst Beschadigte
oder ihre Hinterbliebenen, Kriegsbeschadigte und Kriegshinterbliebene sowie
ihnen gleichgestellte Personen gezahltwerden;

3. die den Ertragsanteil oder den der Besteuerung unterliegenden Anteil nach § 22
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes Ubersteigenden
Teile von Leibrenten sowie der nach § 3 Nummer 14a des Einkommensteuerge-
setzes steuerfreie Anteil der Rente aus der gesetzlichenRentenversicherung, der
auf Grund des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung nach
dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch geleistet wird;

4. die nach § 3 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a) Rentenabfindungen,

13
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b) Beitragserstattungen,

c) Leistungen aus berufsstandischen Versorgungseinrichtungen,
d) Kapitalabfindungen,
e) Ausgleichszahlungen;

die nach § 3 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a) Renten wegen Minderung der Erwerbsfahigkeit nach den §§ 56 bis 62 des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch,

b) Renten und Beihilfen an Hinterbliebene nach den §§ 63 bis 71 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch,

c) Abfindungen nach den §§ 75 bis 80 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch;

die Lohn-und Einkommensersatzleistungen nach § 32b Absatz 1 Satz1 Nummer

1 des Einkommensteuergesetzes; § 10 des Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes bleibt unberinhrt;

die auslandischen Einkunfte nach § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 5 sowie
Satz 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes;

die Halfte der nach § 3 Nummer 7 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien

a) Unterhaltshilfe nach den §§ 261 bis 278a des Lastenausgleichsgesetzes,

b) Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 301 bis 301b des Lastenaus-
gleichsgesetzes,

¢) Unterhaltshilfe nach § 44 und Unterhaltsbeihilfe nach § 45 des Reparations-
schadengesetzes,

d) Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 10 bis 15 des Fluchtlingshilfege-
setzes,

mit Ausnahme der Pflegezulage nach § 269 Abs. 2 des Lastenausgleichsgeset-
zes;

die nach § 3 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Krankentagegelder,;

14
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19.

Ministerium fir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
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die Halfte der nach § 3 Nummer 68 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Renten nach § 3 Absatz 2 des Anti-D-Hilfegesetzes;

die nach § 3b des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Zuschlage flr Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit;

(aufgehoben)
(aufgehoben)

die nach § 3 Nummer 56 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Zuwendun-
gen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse und die nach § 3 Nummer 63 des
Einkommensteuergesetzes steuerfreienBeitrage des Arbeitgebers an einen Pen-
sionsfonds, eine Pensionskasse oder fir eine Direktversicherung zum Aufbau ei-
ner kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung;

der nach § 20 Absatz 9 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Betrag (Spa-
rer-Pauschbetrag), soweitdie Kapitalertrdge 100 Euro Ubersteigen;

die auf erhohte Absetzungen entfallenden Betrage, soweit sie die hochstmaogli-
chen Absetzungen fir Abnutzung nach § 7 des Einkommensteuergesetzes tiber-
steigen, und die auf Sonderabschreibungen entfallenden Betrage;

der nach § 3 Nummer 27 des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Grundbe-
trag der Produktionsaufgaberente und das Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur
Fdérderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstatigkeit;

die nach § 3 Nummer 60 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Leistungen
aus offentlichen Mitteln an Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pechkohlen- und Erz-
bergbaues, des Braunkohlentiefbaues und der Eisen- und Stahlindustrie aus An-
lass von Stilllegungs-, Einschrankungs-, Umstellungs- oder Rationalisierungs-
mafinahmen;

die nach § 22 Nummer 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes der Empfangerin

oder dem Empfanger nicht zuzurechnenden Bezuge, die ihr oder ihm von einer

naturlichen Person, die kein Haushaltsmitgliedist, oder von einer juristischen Per-

son gewahrt werden, mit Ausnahme der Bezuge

a) bis zu einer Hohe von 6 540 Eurojahrlich, die fir eine Pflegeperson oder Pfle-
gekraft aufgewendet werden, die die Empfangerin oderden Empfangerwegen
ihrer oder seiner Pflegebedurftigkeit im Sinne des § 14 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch pflegt, oder

b) bis zu einer H6he von insgesamt 480 Euro jahrlich von einer natirlichen Per-
son, die gegenuber der Empfangerin oder dem Empfanger nicht vorrangig ge-
setzlich unterhaltsverpflichtet ist oder war, oder von einer juristischen Person;

15



Ministerium fir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Auszug aus dem Wohngeldgesetz

20.

21,

22.

23.

24,

25.

26.

27.

dies gilt entsprechend, wenn anstelle von wiederkehrenden Unterhaltsleistungen
Unterhaltsleistungen als Einmalbetrag gewahrt werden;

a) die Unterhaltsleistungen des geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden
Ehegatten, mit Ausnahme der Unterhaltsleistungen bis zu einer Héhe von
6 540 Euro jahrlich, die fur eine Pflegeperson oder Pflegekraft geleistet wer-
den, die den Empfanger oder die Empfangerin wegen eigener Pflegebedlrf-
tigkeit im Sinne des § 14 des Elften Buches Sozialgesetzbuch pflegt,

b) die Versorgungsleistungen, die Leistungen auf Grundeines schuldrechtlichen
Versorgungsausgleichs und Ausgleichsleistungen zur Vermeidung eines Ver-
sorgungsausgleichs,

soweit diese Leistungen nicht von § 22 Nummer 1a des Einkommensteuergeset-
zes erfasst sind;

die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz;

die Leistungen von natlrichen Personen, die keine Haushaltsmitglieder sind, zur
Bezahlung der Miete oder Aufbringung der Belastung, soweitdie Leistungen nicht
von Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3, von Nummer 19 oder Nummer 20 erfasst sind;

(aufgehoben)

die Halfte der Pauschale fur die laufenden Leistungen fur den notwendigen Un-
terhalt ohne die Kosten der Erziehung von Kindern, Jugendlichen oder jungen
Volljahrigen nach § 39 Absatz 1 in Verbindung mit § 33 oder mit § 35a Absatz 2
Nummer 3, auch in Verbindung mit § 41 Absatz 2 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch, als Einkommen des Kindes, Jugendlichen oder jungen Volljahrigen;

die Halfte der Pauschale fir die laufenden Leistungen fir die Kosten der Erzie-
hung von Kindern, Jugendlichen oder jungen Volljahrigen nach § 39 Absatz 1 in
Verbindung mit § 33 oder mit § 35a Absatz 2 Nummer 3, auch in Verbindung mit
§ 41 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, als Einkommen der Pflege-
person;

die Halfte der nach § 3 Nummer 36 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Einnahmen fUr Leistungen zu korperbezogenen Pflegemalinahmen, pflegeri-
schen BetreuungsmaflRnahmen oder Hilfen bei der Haushaltsfihrung einer Per-
son, die kein Haushaltsmitglied ist;

die Halfte der als Zuschuiisse erbrachten
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Leistungen zur Férderung der Ausbildung nach dem Bundesausbildungsfor-
derungsgesetz mit Ausnahme der Leistungen nach § 14a des Bundesausbil-
dungsforderungsgesetzes in Verbindung mitden §§ 6 und 7 der Verordnung
Uber Zusatzleistungen in Hartefallen nach dem Bundesausbildungsforde-
rungsgesetz und mit Ausnahme des Kinderbetreuungszuschlages nach Maf3-
gabe des § 14b des Bundesausbildungsférderungsgesetzes,

Leistungen der Begabtenforderungswerke, soweit sie nicht von Nummer 28
erfasst sind,

Stipendien, soweit sie nicht von Buchstabe b, Nummer 28 oder Nummer 29
erfasst sind,

Berufsausbildungsbeihilfen und des Ausbildungsgeldes nach dem Dritten
Buch Sozialgesetzbuch,

Beitrage zur Deckung des Unterhaltsbedarfs nach dem Aufstiegsfortbil-
dungsfoérderungsgesetz;

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes wahrend des ausbildungs-
begleitenden Praktikums oder der betrieblichen Berufsausbildung bei Teil-
nahme am Sonderprogramm Foérderung der beruflichen Mobilitat von ausbil-
dungsinteressierten Jugendlichen und arbeitslosen jungen Fachkraften aus
Europa;

die als Zuschuss gewahrte Graduiertenférderung;

die Halfte der nach § 3 Nummer 42 des Einkommensteuergesetzes steuerfreien
Zuwendungen, die auf Grund des Fulbright-Abkommens gezahlt werden;

die wiederkehrenden Leistungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9, auch
wenn bei deren Berechnung die Kosten der Unterkunft nicht bertcksichtigt wor-
den sind, mitAusnahme

a)

b)

c)

d)

der darin enthaltenen Kosten der Unterkunft, wenn diese nicht fir den Wohn-
raum gewahrt werden, fur den Wohngeld beantragt wurde,

der von Nummer 24 oder Nummer 25 erfassten Leistungen,

des Blrgergeldes nach § 19 Absatz 1 Satz 2 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch, das ein zu berlicksichtigendes Kind als Mitglied der Bedarfsge-
meinschaft im Haushalt des getrennt lebenden anderen Elternteils anteilig er-
halt,

der Hilfe zum Lebensunterhalt, die ein nach dem Dritten Kapitel des Zwdlften
Buches Sozialgesetzbuch leistungsberechtigtes Kind im Haushalt des ge-
trennt lebenden Elternteils anteilig erhélt, oder
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Auszug aus dem Wohngeldgesetz

e) der Leistungen, die in den Fallen des § 7 Absatz 1 Satz 3 oder Absatz 2 Satz
2 erbracht werden, in denen kein Ausschluss vom Wohngeld besteht;

31. der Mietwert des von den in § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 genannten Personen
selbst genutzten Wohnraums.

8. WELCHE WERBUNGSKOSTEN WERDEN BE-
RUCKSICHTIGT?

Stand: 1. Januar 2025

Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens fir das Wohngeld sind Werbungskosten genau
wie bei der jahrlichen Einkommensteuererklarung, die man beim Finanzamt einreicht, zu
berucksichtigen. Im Prinzip gibt es keinen Unterschied zwischen Werbungskosten im Wohn-
geldrecht und im Steuerrecht: Es gelten dieselben Pauschalen, Freibetrage usw.

Allerdings missen fur das Wohngeld die Werbungskosten der folgenden 12
Monate bericksichtigt (also prognostiziert) werden, wéhrend man bei der Ein-

kommensteuvererkldrung einen zurickliegenden Zeitraum (das letzte Kalen-
derjahr) abrechnet und Belege vorweisen kann.

Genau wie im Steuerrecht gibt es auch beim Wohngeld fur einige Einkommensarten Wer-
bungskostenpauschalen. Diese betragen je Person:

« 1.230,00 Euro pro Jahr fur Arbeithnehmer/-innen und Auszubildende

« 102,00 Euro pro Jahr fir Renten und Versorgungsbezige.

Bei Ansatz dieser Pauschalen ist kein gesonderter Nachweis der Werbungskosten er-
forderlich, nur, wenn hohere Betrage anerkannt werden sollen.

Bei anderen Einkommensarten kdnnen Werbungskosten nicht abgezogen werden.
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Lediglich fur den nach § 40a des Einkommensteuergesetzes von der Arbeitgeberin/ vom
Arbeitgeber pauschal besteuerten Arbeitslohn (sog. Mini-Jobs) ist ein Abzug der Erwerbs-
aufwendungen weiterhin mdglich, da flr diese pauschal besteuerte Leistung ein steuerlicher
Werbungskostenabzug nicht gegeben ist, jedoch typischerweise Erwerbsaufwendungen an-
fallen kbnnen.

Besonderheit bei Kapitaleinkunften:

Infolge der Zusammenfassung des bisherigen Sparerfreibetrages und des
Werbungskostenpauschbetrages von 51 Euro zu einem sogenannten
wSparer-Pauschbetrag” ist mit Wirkung vom 1. Januar 2009 die Abzugs-
moglichkeit fUr Werbungskosten bei Einkinften aus Kapitalertrdgen weg-
fallen und in einem einheitlichen steuerfreien Sparer-Pauschbetrag aufge-
gangen.

Wohngeldrechtlich werden die Kapitalertrdge in voller Hohe, d.h. ein-
schlieBlich des Sparer-Pauschbetrages angerechnet, wobei Kapitaler-
trage biszu 100 Euro bei dem Haushaltsmitglied, bei dem sie anfallen, an-
rechnungsfrei bleiben.

9. KONNEN KINDERBETREUUNGSKOSTEN AB-
GESETZT WERDEN<

Stand: 1. Januar 2025

Ja, soweit Aufwendungen fir die Kinderbetreuung steuerrechtlich als Sonderausgaben
(§ 10 Absatz 1 Nummer 5 des Einkommensteuergesetzes) abgesetzt werden kdnnen, sind
sie seit dem 1. Januar 2012 auch bei der wohngeldrechtlichen Einkommensermittiung zu
berucksichtigen.
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Folgende Voraussetzungen miissen vorliegen:

Es muss sich um ein Kind im Sinne des § 32 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes han-
deln, also um ein leibliches, ein Adoptiv- oder ein Pflegekind.

Kinderbetreuungskosten sind nur fir eigene Kinder absetzbar, nicht dagegen fur Kinder aus
fruheren Beziehungen des/der jetzigen Ehepartner/in oder Lebenspartner/in, da Stiefkinder
keine Kinderi. S. d. § 32 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes sind.

Das Kind muss zum Haushalt des Antragstellers bzw. der Antragstellerin rechnen. Das Kind
darfnichtalter als 13 Jahre sein (diese Altersgrenze gilt nicht, wenn eine korperliche, geistige
oder seelische Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist, und das
behinderte Kind deshalb aul3erstande ist, sich selbst zu unterhalten).

Aufwendungen und Nachweis:

Abzugsfahig sind zum Beispiel Aufwendungen fur eine/n Tagesmutter/Tagesvater oder fur
die Unterbringung in Kindergarten, Kindertagesstatten, Kinderhorten, Kinderkrippen.

Die Aufwendungen sind durch Vorlage einer
Rechnung und die Zahlung auf das Konto der
Erbringerin/ des Erbringers der Leistung nach-
zuweisen; Barzahlung und ein Nachweis per
Quittung reichen nicht aus.

Die Aufwendungen sind von den EinkUnften
desjenigen Elternteils abzuziehen, der sie getra-
gen hat.

Auch in den Fallen, in denen beide Elternteile
Aufwendungen getragen haben, werden nur 80
Prozent dieser Aufwendungen, insgesamt je
Kind und Jahr nur héchstens 4.800 Euro, be-
rucksichtigt; die Aufwendungen sind dann je zur
Halfte bei beiden Elternteilen zu bericksicht-
gen, wenn die Eltern keine andere Aufteilung
wahlen.

Diese Zuordnungsregelungen gelten fiir verhei
ratete und unverheiratete Eltern gleichermal3en.
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Nicht beriicksichtigt werden kénnen:

* Aufwendungen fir Unterricht (z. B. Schul-
geld, Nachhilfe-, Fremdsprachenunterricht),

* die Vermittlung besonderer Fahigkeiten
(z. B. Musikunterricht, Computerkurse) oder

» fur sportliche und andere Freizeitbetatigun-
gen (z.B. Mitgliedschaft in Sportvereinen
oder anderen Vereinen, Tennis-, Reitunter-
richt usw.).

* Kosten, die fur die Verpflegung des Kindes
anfallen (z. B. neben dem Hortbeitrag ein
Essensgeld), sind von den Betreuungskos-
ten abzuziehen, da sie auch anfallen wiir-
den, wenn der Elternteil die Kinderbetreu-
ung selbst Gberndhme.

* Aufwendungeni.S.d. § 10 Absatz 1 Num-
mer 5 des Einkommensteuergesetzes sind
nicht anzuerkennen, soweit sie von Dritten
Ubernommen werden (z. B. im Rahmen der
Arbeitsforderung oder vom Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe).

10.ZAHLEN UNTERHALTSZAHLUNGEN ZUM EIN-
KOMMEN BEI DER WOHNGELDBERECH-
NUNG?

Stand: 1. Januar 2020

Bei erhaltenen Unterhaltszahlungen handelt es sich um (meist) steuerfreie Einnahmen, die
aber bei der Ermittlung des Gesamteinkommens im Rahmen eines Wohngeldantrages an-
gerechnet werden. Eine Anrechnung erfolgt, sofem die Unterhaltszahlungen von einer nicht
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zum Haushalt gehérenden naturlichen Person bzw. von einer juristischen Person gezahit
werden (siehe §14 Absatz2 Nummer 19 bzw. 20 des Wohngeldgesetzes). Anrechenbar sind
auch einmalige Unterhaltsleistungen, die anstelle von wiederkehrenden Unterhaltsleistun-
gen gewahrt werden. Unterhaltszahlungen, die dem Empfanger allein zweckbestimmt zur
Bezahlung einer privaten Pflegeperson oder gewerblichen Pflegekraft gewahrt werden, blei-
ben jedoch bis zu einer Hohe von 6.540 Euro anrechnungsfrei. Anrechnungsfrei sind aul3er-
dem Zahlungen bis zu einer Hohe von insgesamt 480 Euro jahrlich von einer natlrlichen
Person, die gegenuber der Empfangerin oder dem Empfanger nicht vorrangig gesetzlich
unterhaltsverpflichtet ist oder war, oder von einer juristischen Person.

Nicht als Einkommen angerechnet werden auch Unterhaltszahlungen an haushaltsangehé-
rige Personen, zum Beispiel Unterhalt der Eltern an ein auswartig untergebrachtes Kind, das
studiert oder sich in der Berufsausbildung befindet, da sich hierdurch das Haushaltseinkom-
men des Gesamthaushalts nichterhoht.

Personen, die zu Unterhaltszahlungen verpflichtet sind und diese auch zahlen, kbnnen im
Falle eines eigenen Wohngeldantrages diese Betrage von ihrem Gesamteinkommen abset-
zen. Aufwendungen zur Erfullung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen werden hier in
Héhe eines per Bescheid oder Unterhaltstitel festgestellten Betrages oder bis zu dem in einer
notariell beurkundeten Unterhaltsvereinbarung festgelegten Betrag berucksichtigt. Falls
diese nicht vorliegen, gelten folgende jahrliche Freibetrage gemal § 18 Satz 1 des Wohn-
geldgesetzes:

» bis zu 3.000 Euro fur ein zu berucksichtigendes Haushaltsmitglied, das wegen Be-
rufsausbildung auswarts wohnt,

» bis zu 3.000 Euro fur ein zum Haushalt rechnendes Kind getrennt lebender Eltern-
teile fir Unterhaltszahlungen an das Kind als Haushaltsmitglied beim anderen El-
ternteil; Voraussetzungen: Betreuung annahernd zu gleichen Teilen,

o biszu 6.000 Euro fur eine/n nicht zum Haushalt rechnenden friiheren oder dauernd
getrennt lebenden Ehe- oder Lebenspartner/in,

« bis zu 3.000 Euro fir eine sonstige nicht zum Haushalt rechnende Person.

Wenn Eltern fur ihre Wohnung Wohngeld beantragen wirden, kénnen sie fur die Unterhalts-
zahlung an das auswartig untergebrachte Kind einen Freibetrag bis zu 3.000 Euro im Jahr
absetzen bzw. auch mehr, wenn ein Bescheid oder eine notariell beurkundete Unterhalts-
vereinbarung vorliegt.
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11. WELCHE EINKOMMENSHOCHSTGRENZEN
GIBT ES?

Stand: 1. Januar 2025

Grundlage fur die Berechnung des Einkommens ist das Bruttoeinkommen, das im Bewilli-
gungszeitraum (in der Regel 12 Monate) zu erwartenist. Hierzu kénnen die Verhaltnisse vor
dem Zeitpunkt der Antragstellung herangezogen werden. Das Einkommen aller zu beruck-
sichtigenden Haushaltsmitglieder ist zusammenzuzahlen.

Unter dem “Gesamteinkommen” versteht man die Summe der Bruttoeinkommen aller zu be-
ricksichtigenden Haushaltsmitglieder abziglich Werbungskosten/Betriebsausgaben, pau-
schaler Abzuge zwischen 10 und 30 Prozent, bestimmter Freibetrage sowie Abzugsbetrage
fur Unterhaltsleistungen.

Einkommensgrenzen fiir einen Miet- und Lastenzuschuss*

ﬁ::te:i;}m Hauss in Gemeinden der Mietstufe (zum Beispiel Dortmund = Mietenstufe I11)*
B I i IV v Vi

1.443,00 1.477,00 1.509,00 1.541,00 1.568,00 1.593,00

1.953,00 1.997,00 2.037,00 2.080,00 2.114,00 2.147,00

2.453,00 2.504,00 2.522,00 2.601,00 2.640,00 2.678,00

3.340,00 3.407,00  3.468,00 3.531,00  3.584,00 3.633,00

3.750,00 3.819,00 3.883,00 3.949,00  4.003,00 4.055,00

* Als zu berlicksichtigende Miete wurde der jeweilige Miethdchstbetrag nach § 12 des Wohngeldge-
setzes zzgl. Klimakomponente und Gesamtbetrag zur Entlastung bei den Heizkosten zugrunde gelegt
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(zum Beispiel bei einem 1-Personen-Haushalt in Mietenstufe | 361 Euro zzgl. 19,20 Euro Klimakom-
ponente zzgl. 110,40 Euro Gesamtbetrag zur Entlastung bei den Heizkosten). Bei zu berlicksichtigen-
den Mieten unterhalb des jeweiligen Miethdchstbetrages liegen die Einkommensgrenzen darunter.

Die nachfolgende Ubersicht zeigt die sich nach der HaushaltsgroRe ergebenden Grenzen
des monatlichen Gesamteinkommens: Wenn sie Uberschritten werden, besteht kein An-
spruch auf Wohngeld. Diese Einkommensgrenzen gelten fur Wohnungen in der Mietenstufe
V (zum Beispiel Ratingen, Bonn). Bei Kommunen der Mietenstufen | bis IV liegen die Gren-
zen unter diesen Betragen.

Grenzen des monatlichen Gesamteinkommens nach HaushaltsgroRe
(Beispiel: Mietenstufe V)

Grenze fiir das
monatliche Ge- entsprechendes monatliches Bruttoeinkommen
samteinkom- (ohne Kindergeld) bei einem Bezieher von Einkiinften
men in Mieten-  vor einem pauschalenAbzug von

Zahl der zu be-
riicksichtigen-
den Haushalts-

mitglieder stufe V

] a) 10 % b) 20 % ¢)30%

R 1.568,00 1.750,72 2.062,50 2.342,50
I 2.114,00 2.357,39 2.745,00 3.122,50
I 2.640,00 2.941,83 3.402,50 3.873,93
4 3.584,00 3.990,72 4.582,50 5.222,50
5 4.003,00 4.456,28 5.106,25 5.821,07
6 4.598,00 5.117,39 5.850,00 6.671,07

Der pauschale Abzug kann bis zu 30 % erreichen. Jeweils 10 % werden gewahrt bei:

« Entrichtung von Steuern vom Einkommen

« Leistung von Pflichtbeitragen zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung
bzw. laufende Beitrage zu 6ffentlichen oder privaten Versicherungen oder ahnlichen
Einrichtungen

« Leistung von Pflichtbeitrdgen zur gesetzlichen Rentenversicherung bzw. laufende
Beitrage zu 6ffentlichen oder privaten Versicherungen oder ahnlichen Einrichtungen

« a)Abzugvon 1 x 10 % = Rentner/-innen, die keine Steuern zahlen, jedoch kran-
ken- und pflegeversichertsind; hier ist zudem der Werbungskosten-Pauschbe-
trag in Hohe von 102 € jahrlich (fir Rentenbezieher/-innen) bericksichtigt.
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* b)Abzugvon 2 x 10 % = steuerzahlende Beamtinnen/Beamte, die kranken- und
pflegeversichert sind; hier ist zudem die Werbungskosten-Pauschale von 1.230
€ (bei Einkiinften aus nichtselbststandiger Arbeit) bericksichtigt.

« ¢)Abzug von 3 x 10 %= steuerzahlende Arbeitnehmer/-innen, die kranken-,
pflege- und rentenversichert sind; hier ist zudem die Werbungskosten-Pau-
schale von 1.230 € (bei Einklinften aus nichtselbststandigerArbeit) bericksich-

tigt.

Wenn Sie absetzbare Betrdge geltend machen kdnnen wie zum Beispiel
Werbungskosten oder Freibetrage (Schwerbehinderung, Alleinerziehen-
den-Freibetrag, Aufwendungen zur ErfGllung gesetzlicher Unterhaltsver-
pflichtungen) kann das Bruttoeinkommen entsprechend hdéher sein, ohne
dass dadurch die Grenze des jeweiligen Gesamteinkommens Uberschrit-

ten wird.

12.WAS GEHORT ZUR MIETE?

Stand: 1. Januar 2020

Heizkosten und Kosten fur die Erwarmung
von Wasser

Kosten des Wasserverbrauchs

Kosten der eigenstandig gewerblichen Lie-

Kosten der Abwasser- und Millbeseitigung | ferung von Warme und Warmwasser
(Fernheizung),

Kosten der Treppenbeleuchtung die Kosten der Haushaltsenergie,
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Zur Miete gehoren auch:

Diese Kosten konnen der Miete auch
dann zugeschlagen werden, wenn sie
auf Grund des Mietvertrages oder einer
ahnlichen Nutzungsvereinbarung nicht
an den Vermieter, sondern direktan ei-
nen Dritten (zum Beispiel Stadtwerke)
bezahlt werden.

Nicht zur Miete gehoren:

Vergiitungen fiir die Uberlassung einer Ga-
rage oder eines Stellplatzes fur Kraftfahr-
zeuge

Vergltungen flr Leistungen, die Uber die
Gebrauchsuberlassung von Wohnraum
hinausgehen, insbesondere flr allgemeine
Unterstutzungsleistungen wie die Vermitt-
lung von Pflege- oder Betreuungsleistun-
gen, Leistungen der hauswirtschatftlichen
Versorgung oder Notrufdienste,

Zuschlage fur die Benutzung von Wohn-
raum zu anderen als zu Wohnzwecken,

die anteilige Miete fir Wohnraum, der einer
Person, die kein Haushaltsmitglied ist, ent-
geltlich (z. B. bei Untervermietung) oder
unentgeltlich zum Gebrauch Uberlassen
wird. Ubersteigt das Entgelt fiir die Ge-
brauchsiiberassung die auf den Wohn-
raum anteilig entfallende Miete, so wird es
in voller Héhe von der Miete abgezogen.
Genauso muissen auch Leistungen aus 6f-
fentlichen Haushalten zur Bezahlung der
Miete abgerechnet werden.

Leistungen aufgrund einer Verpflichtungs-
erklarung nach § 68 des Aufenthaltsgeset-
zes, die ein zu berlcksichtigendes Haus-
haltsmitglied von der verpflichteten Person
zur Bezahlung der Miete erhalt.
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13.WAS GEHORT ZUR BELASTUNG (NUR BEI

WOHNEIGENTUM )¢

Stand: 1. August 2018

Zur Belastung gehoren:

Ausgaben flr den Kapitaldienst (Zinsen,
Tilgungen usw.) fur solche Fremdmittel, die
dem Bau, der Verbesserung oder dem Er-
werb des Eigentums gedient haben,

sogenannte Bewirtschaftungskosten (zum
Beispiel. Wassergeld, Abwasser, Mullab-
fuhr) mit einer festen Pauschale von

36 Euro je Quadratmeter Wohnflache und
Jahr,

Grundsteuer,

zu entrichtende Verwaltungskosten bei Ei-
gentumswohnungen.

Nicht beriicksichtigt werden dagegen:

die anteiligen Aufwendungen fiir Wohn-
raum, der ausschlieRlich gewerblich ge-
nutzt wird,

die anteiligen Aufwendungen fiir Wohn-
raum, der einer Person, die kein Haus-
haltsmitglied ist, entgeltlich oder unentgelt-
lich zum Gebrauch tberlassen wird. Uber-
steigt das Entgelt fur die Gebrauchsuber-
lassung die auf den Wohnraum anteilig
entfallende Belastung, so wird es in voller
Hohe von der Belastung abgezogen. Abge-
zogen werden ferner Leistungen aus 6f-
fentlichen Haushalten zur Aufbringung der
Belastung, zum Beispiel Aufwendungszu-
schiusse im Rahmen der Sozialen Wohn-
raumfoérderung, Baukindergeld,

Leistungen aufgrund einer Verpflichtungs-
erklarung nach § 68 des Aufenthaltsgeset-
zes, die ein zu berlcksichtigendes Haus-
haltsmitglied von der verpflichteten Person
zur Bezahlung der Belastung erhalt.
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14. WELCHE HOCHSTBETRAGE FUR MIETEN UND
BELASTUNGEN GIBT ES¢

Stand: 1. Januar 2023

Die Miete/Belastung darf nur bis zu einem Hoéchstbetrag zuztiglich einer Klimakomponente
berucksichtigt werden. Eine diesen Hochstbetrag zuzuglich Klimakomponente tatsachlich
Ubersteigende Miete/Belastung ist unbeachtlich. Der Hochstbetrag richtet sich nach der Mie-
tenstufe der Gemeinde und der Anzahl der zum Haushalt rechnenden Personen. Eine Liste
der in den nordrhein-westfalischen Gemeinden geltenden Mietenstufen | bis VI finden Sie
hier https://www.mhkbd.nrw/system/files/media/document/file/mietenstufen_2023.pdf.

Beispiel: Tabelle fur Kommunen der Mietenstufe V

(die Hochstbetrage fur die Ubrigen Mietenstufen sind der Anlage 1 zu § 12 Absatz 1 des
Wohngeldgesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu entnehmen)

1 562,00
2 680,00
3 809,00
4 946,00
5 1.080,00
Mehrbetrag fiir jedes weitere Haushaltsmitglied 129,00

Mit einer von der Personenzahl abhangigen Klimakomponente erhdht sich der Betrag der
Miete bzw. Belastung, der bei der Wohngeldberechnung berucksichtigt werden kann, da die
Miete oder Belastung bis zur Summe aus dem Hoéchstbetrag und der Klimakomponente be-
ricksichtigt werden kann. Liegt die tatsachliche Miete oder Belastung unter der Summe aus
Hochstbetrag und Klimakomponente, wird nur dieser geringere Betrag fir die weitere Be-
rechnung herangezogen.

Die Klimakomponente entfaltetihre Wirkung also nur bei den Haushalten, deren Miete bzw.
Belastung den Hochstbetrag ibersteigt.

Klimakomponente

Anzahl der Haushaltsmitglieder .
in Euro
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1 19,20
2 24,80
3 29,60
4 34,40
5 39,20
Mehrbetrag fiir jedes weitere Haushaltsmitglied 4,80

Wenn Ihre Miete oder Belastung den fur lhren Wohnraum mafigebenden Hochstbetrag zzgl.
der Klimakomponente Ubersteigt, wird in Ihrer Wohngeldberechnung die Miete oder Belas-
tung nur bis zu diesem Hochstbetrag zzgl. Klimakomponente bertcksichtigt.

Um Mehrkosten beim Heizen ab dem Jahr 2023 abzufedern, wird seit dem 01.01.2023 zu-
satzlich zum Hochstbetrag und der Klimakomponente ein Gesamtbetrag zur Entlastung bei
den Heizkosten berlcksichtigt, der sich aus dem Betrag zur Entlastung bei den Heizkosten
aufgrund der CO2-Bepreisung sowie aus einer dauerhaften Heizkostenkomponente zusam-
mensetzt.

Der Gesamtbetrag zur Entlastung bei den Heizkosten betragt:

Anzahl der Haushaltsmitglieder Zuschlagin Euro

1 110,40
2 142,60
3 170,20
4 197,80
5 225,40
Mehrbetrag fiir jedes weitere Haushaltsmitglied 27,60
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Beispiel:

Ein Alleinstehender bewohnt einen Wohnraum, die Miete betrégt 600,00 Euro zzgl.
Heizkosten. Die Miete kann in der Wohngeldberechnung bei einer Gemeinde der
Mietenstufe V nur bis zum Héchstbetrag von 562,00 Euro zzgl. der Klimakomponente
in H6he von 19,20 Euro, also insgesamt 581,20 Euro, berticksichtigt werden.

Wenn die Miete oder Belastung (iber diesem Hbchstbetrag zzgl. Klimakomponente
liegt, bedeutet dies nicht, dass die Wohnung nicht angemessen ist und daher kein
Wohngeld bewilligt werden kénnte.

Es wird lediglich bei der Berechnung des Anspruches auf Wohngeld die Miete oder
Belastung nur bis zu diesem Héchstbetrag zzgl. Klimakomponente berticksichtigt.

Danach wird dann noch der Gesamtbetrag zur Entlastung bei den Heizkosten
(110,40 Euro) hinzuaddiert, so dass sich insgesamt eine zu berticksichtigende Miete
von 691,60 Euro ergibt. Diese 691,60 Euro werden selbst dann der weiteren Berech-
nung zugrunde gelegt, wenn die tatséchliche Miete (hier: 600,00 Euro) unter diesem
Betrag liegt.
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15. WIE WIRD MIETE UND BELASTUNG IN MISCH-
HAUSHALTEN ANTEILIG BERUCKSICHTIGT?

Stand: 1. Januar 2025

Wird die Wohnung/ das Gebaude sowohl von wohngeldberechtigten als auch von ausge-
schlossenen Haushaltsmitgliedem (Transferleistungsempfangern/-empfangerinnen, zum
Beispiel Burgergeld, Sozialhilfe etc.) bewohnt (Mischhaushalt), wird nur der Anteil an der
Miete oder Belastung bertcksichtigt, der nach Képfen dem Anteil der wohngeldberechtigten
Haushaltsmitglieder entspricht.

Dies gilt ebenso fliirden Miethdchstbetrag, die Klimakomponente und den Gesamtbetrag zur
Entlastung bei den Heizkosten, die auch nur in der Hohe beriicksichtigt werden kénnen, die
dem Anteil der wohngeldberechtigten Personen des Mischhaushaltes entspricht.

Beispiel: Dreipersonenhaushalt (Mischhaushailt)

Eine Mutter wohnt mit ihnrem volljahrigen Sohn (22) und der volljahrigen Tochter (19) zusam-
men. Die Mutter empfangt Sozialhilfe, Sohn und Tochter sind hingegen erwerbstatig.

Wohngeldberechtigung und -berechnung:

a) Wohngeldberechtigung
Wohngeldberechtigt sind Sohn und Tochter, die Mutter ist aufgrund des Emp-
fangs einer Transferleistung vom Wohngeld ausgeschlossen. Ihr Mietanteil wird
im Rahmen der Sozialhilfe bertcksichtigt. Ihre volljahrigen Kinder gehdren nicht
zur Bedarfsgemeinschaft der Mutter.

b) Wohngeldberechnung
i. Einkommen:
Sohn und Tochter sind Arbeitnehmer. Beide entrichten Pflichtbeitrage zur
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung und zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Infolge jeweils geringer Einkommenshohen zahlen sie
keine Steuern vom Einkommen.

i. ~ Wohnung und Wohnort:
Alle drei wohnen in einer Mietwohnung in einer Stadt der Mietenstufe V. Die
Bruttokaltmiete betragt 850,00 Euro (zzgl. Heizung).
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600,00 Euro 320,00 Euro

.I. Werbungskostenpauschale _ _
(1.230 Euro / 12 Monate) 102,50 Euro 102,50 Euro

497,50 Euro 217,50 Euro

.I. pauschaler Abzug
(2 * 10 % fiir Kranken- und - 99,50 Euro -43,50 Euro
Rentenversicherung)

398,00 Euro 174,00 Euro

Summe der Einkommen 572,00 Euro
.I. 2* Freibetrag fiir Kinder bis 25 Jahre

mit eigenem Einkommen - 200,00 Euro
Monatliches Gesamteinkommen 372,00 Euro
anteilige monatliche Bruttokaltmiete (2/3

der Bruttokaltmiete in Hohe von 850,00 566,67 Euro
Euro)

anteiliger Miethochstbetrag

(2/3 von héchstens 809,00 Euro) 539,33 Buro
anteilige Klimakomponente (2/3 von 29,60 19,73 Euro
Euro)

Gesetzlicher Hochstbetrag fiir Miete 559,06 Euro
Zuschussfiahige monatliche Miete 559,06 Euro
+ Gesamtbetrag zur Entlastung bei den

Heizkosten (2/3 von 170,20 Euro) 113,47 Euro
Zuschussfiahige monatliche Miete 672,53 Euro
Mietzuschuss monatlich 546,00 Euro

Fur 2 zum Haushalt rechnende Haushaltsmitglieder ergibt sich bei einem zu bericksichti-
genden monatlichen Gesamteinkommen von 372,00 Euro und einer zuschussfahigen
Miete von 672,53 Euro ein Mietzuschuss von 546,00 Euro. Der genaue Betrag kann nur
Uber die Wohngeldformel des § 19 WoGG bzw. Uber das Wohngeldberechnungsprogramm
des Landes ermittelt werden.
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16.WAS IST BEIl ANDERUNGEN?

Stand: 1. Januar 2023

Anderungen sind unverziiglich der Wohngeldstelle mitzuteilen, wenn

« sich die Anzahl der zu berucksichtigenden Haushaltsmitglieder verringert oder sich
die Anzahl der vom Wohngeld ausgeschlossenen Haushaltsmitglieder erhdht,

» sich die zu berucksichtigende Miete oder Belastungum mehrals 15 % verringert,

» sich das Gesamteinkommen um mehr als 15 % erhdht (hierzu zahlt auch, wenn
diese Einnahmeerhéhung durch Erhéhung der Anzahl der zu bericksichtigenden
Haushaltsmitglieder verursacht wurde) oder

« ein beider Wohngeldberechnungin einem gultigen Bescheid bertcksichtigtes

Haushaltsmitglied einen Antrag aufeine Transferleistung (Blrgergeld, Sozialhilfe
etc.) gestellt hat,

« der Wohnraum, firden Wohngeld gezahlt wird, zum Beispiel wegen eines Woh-
nungswechsels, vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes von keinem zum Haushalt
rechnenden Haushaltsmitglied mehr genutzt wird.

Dann ist von Amts wegen Uber den Wohngeldanspruch neu zu entscheiden, das heildt, der
urspringliche Bewilligungsbescheid istganz oder teilweise aufzuhebenund evtl. Uberzahites
Wohngeld zurtick zu fordern (§ 50 SGB X).

Eine solche Neuentscheidung von Amts wegen ist auch dann mdglich, wenn keine Mittei-
lungspflicht besteht, das heil3t, wenn die im Bewilligungsbescheid ausgewiesenen Betrage,
die eine Mitteilungspflicht auslésen, nicht erreicht werden. Das ist insbesondere dann der
Fall, wenn Abzugsbetrage oder Freibetrage wegfallen.

Beachten Sie bitte hierzu die Hinweise auf dem Bewilligungsbescheid. VerstoRe ge-
gen diese Mitteilungspflichten konnen als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbule bis
zu 2.000 Euro geahndet werden.

Das Wohngeld kann aber auf Antrag auch erh6ht werden, wenn

« die zuschussfahigen Wohnkosten abzuglich des Gesamtbetrages zur Entlastung bei
den Heizkosten um mehr als 10 % gestiegen sind,
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» sich die Zahl der zu berucksichtigenden Haushaltsmitglieder erhoht hat,

« sich das Gesamteinkommen um mehr als 10 % verringert hat. Hierzu zahlt auch,
wenn diese Einnahmeverringerung durch Verringerung der zum wohngeldberech-
tigten Haushalt gehdrenden Anzahl der Familienangehdrigen verursacht wurde.

Wichtiger Hinweis

Stellen Sie unbedingt sofort einen neuen Antrag fur die neue Wohnung. Sie
mussen die gleichen Unterlagen einreichen wie bei einem Erstantrag. Dies
gilt auch, wenn Sie innerhalb des Hauses in eine andere Wohnung umziehen!

17.WAS ANDERT SICH BEI EINEM UMZUG?2

Stand: 1. August 2018

Wenn derwohngeldberechtigte Haushalt umzieht, entfillt der Anspruchauf Wohngeld
fur die bisherige Wohnung und der Wohngeldbescheid wird kraft Gesetzes unwirk-
sam.

Zieht das letzte wohngeldberechtigte Haushaltsmitglied aus und wohnen im Haushalt nur
noch Personen, die nicht wohngeldberechtigt sind, wird der Wohngeldbescheid ebenfalls
kraft Gesetzes unwirksam.
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18. WIE SIEHT EINE WOHNGELDBERECHNUNG

AUS (BEISPIELFALL RECHT 2025)¢

Stand: 1. Januar 2025

A. Ermittlung des Gesamteinkommens ’

den)

1. Musterfrau, Maria (geb. am 7. April 1979)

+  Einnahmenaus nichtselbstandiger o otich 643,86 Euro* 12=  +7.726,32 Euro
Tatigkeit

- Werbungskosten aus nichtselbstandiger Tatigkeit - 1.230,00 Euro
sonstige Einnahmen (Unterhalt von

+ Geschiedenen und getrennt Leben- monatlich 113,00 Euro*12= + 1.356,00 Euro

- Werbungskosten aus sonstigen Einkiinften nach § 22 EStG

-102,00 Euro

- pauschaler Abzug nach § 16 Wohngeldgesetz (20 %)

- 1.550,06 Euro

Jahreseinkommen (Mutter)

+ 6.200,26 Euro

2. Mustertochter, Sandra (geb. am 17. Mai 2009)

sonstige Einnahmen (Kindesunter-

halt) 250,00 Euro*12 =

monatlich

+ 3.000,00 Euro

Jahreseinkommen (Tochter 1)

+3.000,00 Euro

3. Mustertochter, Merve (geb. am 15. Dezember 2015)

sonstige Einnahmen (Kindesunter-

halt) 250,00 Euro*12 =

monatlich

+ 3.000,00 Euro

Jahreseinkommen (Tochter 2)

+3.000,00 Euro

Haushalts-Jahreseinkommen (§ 13 Wohngeldgesetz)

12.200,26 Euro

Freibetrag fur zum Haushalt rechnende Kinder nach § 17 Nummer 3
Wohngeldgesetz (Alleinerziehenden-Freibetrag)

-1.320,00 Euro

Gesamteinkommen (jahrlich)

+10.880,26 Euro
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B. Haushaltsmitglieder

C. Wohnflache

Wohnflache 88,78 gm

D. Ermittlung der zuschussfahigen Miete

Miethohe (§ 9 Absatz 1 Wohngeldgesetz) 780,36 Euro
.I. Betriebskosten der zentralen Heizung - 71,02 Euro
.I. Betriebskosten der zentralen Warmwasserversorgung -13,32 Euro
verbleibende Miete oder Mietwert 696,02 Euro
anrechenbare Miete 696,02 Euro
Hochstbetrag _(§ 1_2 :Absatz 1 Wohngeldgesetz) gemaR Mie- 657.00 Euro
tenstufe 3 (Beispiel: Dortmund)

+ Klimakomponente fiir einen

3-Personen-Haushalt (§ 12 Abs. 7 Wohngeldgesetz) 29,60 Euro
Gesamthochstbetrag 686,60 Euro
Zuschussfahige monatliche Miete 686,60 Euro

+ Gesamtbetrag zur Entlastung bei den Heizkosten fiir ei-
nen 3-Personen-Haushalt (§ 12 Absatz 6 Wohngeldgesetz) 170,20 Euro

E. Ermittlung des Wohngeldes ‘

GemaR § 19 des Wohngeldgesetzes (=Wohngeldformel) ergibt sich nach den zuvor ermit-
telten grau-unterlegten RechengréRen (monatliches Gesamteinkommen, Haushaltsmitglie-
der, zu beriicksichtigende Miete)

ein monatlicher Wohngeldanspruchin Hohe von 681,00 Euro
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19. WELCHE DATENABGLEICHE MIT ANDEREN BE-
HORDEN WERDEN DURCHGEFUHRT?

Stand: 1. Januar 2025

Die Wohngeldstellen Uberprifen bereits seit dem 1. Januar 2005 zur Vermeidung rechtswid-
riger Inanspruchnahme von Wohngeld die Angaben der Antragsteller/-innen und ihrer Fami-
lienangehorigen mittels eines auch automatisierten Datenabgleichs dahingehend,

« obund fur welchen Zeitraum bereits Wohngeld beantragt oder empfangen wird
oder wurde,

» ob und fur welchen Zeitraum zum Ausschluss von Wohngeld fihrende Transferleis-
tungen beantragt oder empfangen werden oder wurden,

« ob und welche Kapitaleinkiinfte dem Bundeszentralamt flr Steuern gemeldet wor-
den sind,

» ob und von welchem Zeitpunktan die Wohngeldempfanger/-innen nicht mehr in der
Wohnung wohnen, fur die Wohngeld geleistet wurde.

Durch diese Uberpriifungen kann die Wohngeldstelle zum Beispiel ermitteln, ob Wohngeld
mehrfach bezogen wird, ob gleichzeitig zum Ausschluss vom Wohngeld fihrende Transfer-
leistungen (zum Beispiel Blrgergeld) bezogen werden, ob Zinsen oder Dividenden bei der
wohngeldrechtlichen Einkommensermittiung zutreffend angegeben wurden und ob die ur-
sprungliche Wohnung, flr die Wohngeld geleistet wurde, noch tatsachlich genutzt wird.

Seit dem 1. Januar 2009 ist der automatisierte Datenabgleich auch auf geringflgige Be-
schaftigungen (sogenannte Minijobs) sowie Einklnfte aus Renten- und Unfallversicherun-
gen erweitert worden.

Die Uberpriifungen sind bis zum Ablauf von 10 Jahren nach Bekanntgabe der dazu-
gehorigen Wohngeldbewilligung zulassig.
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Unrichtige bzw. unterlassene Angaben im Antragsverfahren oder wéhrend
des Wohngeldbezuges kénnen als Straftat (Betrug) nach § 263 Strafgesetz-
buch mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bzw. als Ordnungswidrigkeit mit einer
GeldbuBe bis zu 2.000 Euro geahndet werden.

Die Wohngeldstellen teilen solche Fdalle der Staatsanwaltschaft mit bzw. wer-
den unverziglich ein BuBgeldverfahren einleiten. Auch beim Wohngeld gilt,
wer es beantragt, muss das selbstverstdndlich nach bestem Wissen und Ge-
wissen mit korrekten und vollstdndigen Angaben tun.

20. WELCHE UNTERLAGEN MUSS ICH DEM AN-
TRAG BEIFUGEN?

Stand: 1. Januar 2023

Alle folgenden Nachweise sind dem Antrag auf einen Miet- und Lastenzuschuss bei-
zufugen:

- Einkommensnachweise, Bescheide Uber Transferleistungen (Hilfe zum Lebensun-
terhalt, Burgergeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz etc.)

« Verdienstbescheinigung zum Antrag auf Wohngeld,
« erhdhte Werbungskosten sind laut Steuerbescheid nachzuweisen,
» aktuelle Bescheide Uber Rentenbezige jeglicher Art,

» Uber Leistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsférderung (Ar-
beitslosengeld |, Kurzarbeitergeld, Ubergangsgeld etc.),

» Nachweis Uber Krankengeld sowie sonstige Lohnersatzleistungen,

« letzter Steuerbescheid (flr Selbststandige/Gewerbetreibende).
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Bitte geben Sie zur Sicherheit alle Einklinfte aller Haushaltsmitglieder in Geld oder Geldes-
wert an, ohne Rucksicht auf ihnre Quelle und ohne Ricksicht darauf, ob sie als Einkunfte
steuerpflichtig sind oder nicht. Sie vermeiden damit unnétige Ruckfragen.

Die Wohngeldstelle wird dann prufen, welche der Einklnfte anrechenbar sind.
Gegebenenfalls sind sonstige Nachweise beizufiigen:
» Immatrikulationsbescheinigung (Studierende),
« BAf6G-Bescheid (Studierende),
« Erklarung Uber monatliche Zuwendungen der Eltern wahrend des Studiums,
« Krankenversicherungsnachweis,
« Nachweis Uber Renten- oder Lebensversicherung,

» Anlage zum Antrag auf Wohngeld bei Aufwendungen zur Erflllung gesetzlicher Un-
terhaltsverpflichtungen,

- Schwerbehindertenausweis (ggf. Nachweis Giber Pflegegeldzahlungen).

o Bei Auslandern/-innen aus Drittstaaten ist ein Nachweis Uber den Aufenthaltsstatus
und die Dauer des Aufenthalts vorzulegen.

« Sonstige EU-Blrger/-innen missen eine Bescheinigung tber das Aufenthaltsrecht
bzw. Aufenthaltserlaubnis-EU sowie eine meldebehdrdliche Anmeldung vorlegen.

Zum Antrag auf Mietzuschuss benotigen Sie daruber hinaus das ausgefulite:

« Formular Vermieterbescheinigung oder alternativ Mietvertrag, das letzte Mieterh6-
hungsschreiben und die letzten drei Mietiberweisungsbelege, wenn damit alle Anga-
ben Uber Inhalt und Beginn des Mietverhaltnisses sowie die Miethdhe nachgewiesen
werden konnen.
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Zum Antrag auf Lastenzuschuss benoétigen Sie zusatzlich folgende Formulare/Nach-
weise:

« Formular zur Ermittlung der Belastung aus dem Kapitaldienst

« Nachweis Uber die Belastung aus dem Kapitaldienst (Fremdmittelbescheinigung,
letzter Zahlungsbeleg, ggf. Zins-und Tilgungsplan)

» Nachweis Uber die Hohe des Kaufpreises bzw. der Baukosten (auch bei Modemni-
sierungen)

» Grundsteuerbescheid/Nachweis Uber die Hohe der Erbbauzinsen

« Ggf. Nachweis tber Ertrage aus Uberlassung von Raumen und Flachen an Dritte
« Wohnflachenberechnung nach DIN 277 oder WoFIV (Bauantrag)

« Ggf. Bescheid Uiber das Baukindergeld

» Eigentumsnachweis, Grundbuchauszug, Kaufvertrag.

21.WIE LANGE DAUERT DIE ANTRAGSBEARBEI-
TUNG UND WANN ERFOLGT DIE AUSZAH-
LUNG?

Stand: 1. August 2018

Die Dauer der Antragsbearbeitung hangt mafigeblich davon ab, wann Sie alle fur die Wohn-
geldberechtigung und -berechnung erforderlichen Angaben und Nachweise bei Ihrer Wohn-
geldstelle eingereicht haben.

Liegen diese dort vollstandig vor, sollte je nach Bearbeitungslage in Ihrer Wohngeldstelle Ihr
Wohngeldbescheid spatestens nach 6 Wochen zugestellt sein. In etwa zeitgleich mit der Be-
scheidzustellung erfolgt landesweit einheitlich (zentralisiert) die Auszahlung des Wohngel-
des grundsatzlich zu Beginn des Monats (in der Regel am 1. Werktag) auf Ihr Konto.

Weitere Beratung und Information erhalten Sie bei der 6rtlich zustandigen Bewilli-
gungsbehorde fiir Wohngeld.

40



Ministerium fir Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

Impressum
Herausgeber

Ministerium fur Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung

des Landes Nordrhein-Westfalen
Jurgensplatz 1, 40219 Dusseldorf
E-Mail: info@mhkbd.nrw.de
www.mhkbd.nrw

Bildquellenhinweis

Titelfoto: ©Stockfotos-MG - stock.adobe.com

© Januar 2025 /| MHKBD

Die Druckfassung kann heruntergeladen werden:
www.mhkbg.nrw.de/publikationen
Veroffentlichungsnummer W-240

Haftungsausschluss

Alle Angaben wurden sorgfaltig recherchiert und zusammengestellt. Fir die Richtig-
keit, Vollstandigkeit und Aktualitdt der Inhalte wird jedoch keine Gewahr Ubernom-
men.

Diese Publikation wird im Rahmen der Offentlichkeitsarbeitder Landesregierung Nordrhein-Westfalen heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerberinnen und -werbern oder Wahlhelferinnen und -
helfern wahrend eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fur Landtags-
, Bundestags- und Kommunalwahlen sowie auch fir die Wahl der Mitglieder des Europaischen Parlaments.

Missbrauchlich istinsbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informationsstanden der Parteien
sowiedas Einflgen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. Untersagtist
gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.

Eine Verwendung dieser Publikation durch Parteien oder sie unterstiitzende Organisationen ausschlieRlich zur
Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberiihrt. Unabhangig davon, wann, auf welchem Wege
und in welcher Anzahl diese Verdffentlichung der Empfangerin oder dem Empfanger zugegangen ist, darf sie
auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nichtin einer Weise verwendet werden, die als
Parteinahme der Landesregierung zu Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden kénnte.



	Kein Wohngeld erhalten Auszubildende, wenn ihr Einkommen oder das ihrer Eltern zu hoch ist und sie deshalb auch keine Berufsausbildungsbeihilfe erhalten. In diesen Fällen besteht zwar dem Grunde nach ein Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe, diese w...
	Es besteht ebenfalls kein Wohngeldanspruch, wenn alle Haushaltsmitglieder BAB-berechtigt sind, ohne Rücksicht darauf, ob sie wohngeldrechtlich zu berücksichtigen wären oder vom Wohngeld ausgeschlossen sind. Wenn jedoch auch nur einer zum Haushalt rech...
	Eine solche Gemeinschaft liegt bei Personen vor, die mit der oder dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einem gemeinsamen Haushalt so zusammenleben, dass nach verständiger Würdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander z...
	Was passiert, wenn ein zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied verstirbt?
	Beispiel:
	Unter Einkünften bei den Einkunftsarten Gewerbebetrieb, selbstständige Arbeit, Land- und Forstwirtschaft versteht man den Gewinn.
	Unter Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit, Vermietung und Verpachtung, Kapitalvermögen sowie sonstigen Einkünften gemäß § 22 des Einkommensteuergesetzes versteht man den Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten.
	Allerdings müssen für das Wohngeld die Werbungskosten der folgenden 12 Monate berücksichtigt (also prognostiziert) werden, während man bei der Einkommensteuererklärung einen zurückliegenden Zeitraum (das letzte Kalenderjahr) abrechnet und Belege vorwe...
	Beispiel: Tabelle für Kommunen der Mietenstufe V
	Beispiel:
	Beispiel: Dreipersonenhaushalt (Mischhaushalt)
	Wohngeldberechtigung und -berechnung:
	Unrichtige bzw. unterlassene Angaben im Antragsverfahren oder während des Wohngeldbezuges können als Straftat (Betrug) nach § 263 Strafgesetzbuch mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bzw. als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 2.000 Euro geah...
	Die Wohngeldstellen teilen solche Fälle der Staatsanwaltschaft mit bzw. werden unverzüglich ein Bußgeldverfahren einleiten. Auch beim Wohngeld gilt, wer es beantragt, muss das selbstverständlich nach bestem Wissen und Gewissen mit korrekten und vollst...


